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Antworten Wahlprüfstein GEW 

 

Wir werden am Fachkräftegebot festhalten. Bestrebungen den Fachkräftekatalog auszuweiten, wie 

dies beispielsweise Grün-Rot in Baden-Württemberg beschlossen, treten wir aber auch entgegen. 

Dennoch brauchen wir zukünftig auch mehr Hilfskräfte in den Kitas, jedoch nicht anstelle von 

Fachkräften sondern zusätzlich. Außerdem wollen wir den Anteil von Erzieherinnen und Erziehern 

mit pädagogischem Hochschulabschluss erhöhen. 

 

 

Die Kostensteigrungen in den Kitas sind aufgrund steigender Anforderungen durch das Land 

entstanden. Leider wurden die damit verbundenen zusätzlichen Sach-Ausgaben für die Kommunalen 

Träger nicht wie vom TMBWK  versprochen über den Landeshaushalt ausgeglichen. Auch die vom 

Land erhöhten Gebühren für die Personalausgaben, werden von den Kommunen lediglich erhoben, 

müssen aber an das Land weitergereicht werden. Da die Kommunen ohnehin nicht auskömmlich 

finanziert sind, sind sie fast immer gezwungen steigende Kosten an die Eltern weiterzugeben. Die 

FDP setzt sich stattdessen für einen schrittweisen Verzicht auf Kita-Gebühren ein. Die Kosten dafür 

müssen aber aus dem Landeshaushalt ausgeglichen werden. 
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Wenn eine Schule sich auf den Weg machen will, Ganztagsschule zu werden, dann muss sie 

Unterstützung durch Schulamt, Schulträger und das Thillm bekommen. Hier kommt es tatsächlich 

weniger auf eine politische Entscheidung an – eine erfolgreiche Ganztagschule kann nicht verordnet 

werden. Es ist vor allem eine, ob die Pädagogen vor Ort das Konzept wollen. Gemeinsam mit Eltern 

und Schülern kann ein Ganztagskonzept gelingen. Alle müssen davon überzeugt sein, der Tag muss 

rhythmisiert werden und die Rahmenbedingungen müssen zulassen, dass die Umsetzung gelingen 

kann. Also Unterstützung durch die Politik kann nur so aussehen, dass die Möglichkeit zur 

inhaltlichen Gestaltung der Schule gesichert ist. Schulen sollen auch gerade beim Thema Ganztag 

eigenverantwortlich arbeiten können. 

 

 

Tatsächlich wurden sehr unterschiedliche Erfahrungen mit der Kommunalisierung der Schulhorte 

gemacht . Wir brauchen zusätzliche Erkenntnisse über die Erfolgsbedingungen. Die FDP will den 

freiwilligen Modellversuch deshalb zunächst verlängern. Ein Hortgesetz des Landes bedeutet noch 

lange keine auskömmliche Finanzierung der Horte, wie die Erfahrungen mit der Novelle des KitaG 

gezeigt haben. Eine auskömmliche Finanzausstattung der Kommunen führt auch zu einer 

auskömmlichen Finanzierung kommunaler Horte. 
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Nach jahrzehntelangen Erfahrungen mit der Gesamtschule in NRW haben selbst einstige Befürworter 

eingesehen, dass ihre Erwartungen völlig enttäuscht wurden. Die sehr ähnliche Thüringer 

Gemeinschaftsschule, deren Einführung die FDP kritisch sieht, soll aber eine faire Chance zu 

Bewährung bekommen. Sie darf dazu aber nicht gegenüber den Schularten des gegliederten 

Schulsystems bevorzugt werden. Außerdem bestehen wir darauf, dass überall in Thüringen auch die 

von der Landesverfassung garantierten gegliederte Schulsystem mit allen seinen Schularten in 

angemessener Entfernung zur Verfügung stehen. 

 

 

Da die Gemeinschaftsschulen eine Chance bekommen sollen, ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu 

stellen, soll sie genauso gefördert werden, wie die Schularten des gegliederten Schulsystems auch. 

Wir werden aber nicht auf einen weiteren Ausbau drängen. Die Verfassung des Landes verbietet 

auch die Umwandlung einer Schule des gegliederten Schulsystems, wenn keine Schule dieser 

Schulart in angemessener Fahrtzeit erreicht werden kann. 

 

Die FDP bekennt sich zur Schaffung eines inklusiven Schulsystems im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention, dass die Bedürfnisse des einzelnen Kindes in den Mittelpunkt stellt. 

Dazu brauchen wir das Förderschulsystem genauso wie den Gemeinsamen Unterricht. Inklusion 

wurde in Thüringen nicht mit dem nötigen Augenmaß und ohne die nötigen Ressourcen 

vorangetrieben. Das hat viele Familien und Lehrer verschreckt und so gegen den Gemeinsamen 

Unterricht aufgebracht. Darunter hat die Akzeptanz der Inklusion deutlich gelitten. 
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Die Zukunft der Förderzentren sehen wir keineswegs als "Schule ohne Schüler". Wir wollen die 

Förderzentren sowohl als Unterstützungseinrichtung für den Gemeinsamen Unterricht als auch als 

Lernort erhalten. Wie groß der personelle Aufwand ist, der für einen erfolgreichen Gemeinsamen 

Unterricht nötig ist, lässt sich jetzt noch nicht beziffern. Nicht zuletzt ist bisher überhaupt noch nicht 

absehbar, wie viele Familien sich wirklich freiwillig für den Gemeinsamen Unterricht entscheiden 

würden. Als sicher kann jedoch gelten, dass Inklusion nicht quasi zum Nulltarif funktionieren wird, 

wie das mitunter jetzt von unseren Schulen erwartet und verordnet wird. In vielen Fällen wird es 

beispielsweise ohne "Zwei-Lehrer-Prinzip" nicht gehen. Nicht nur die sächlichen, sondern auch die 

personellen Voraussetzungen dafür müssen vielerorts erst geschaffen werden. Zur Ehrlichkeit gehört, 

dass dieser Prozess nicht von heute auf morgen zu bewerkstelligen sein wird. 

 

 

Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert, die Bedürfnisse des einzelnen Kindes in den 

Mittelpunkt aller Erwägungen zu stellen. Da die Eltern ihr Kind am besten kennen, setzt sich die FDP 

für ein echtes und freies Wahlrecht zwischen Förderschule/Förderzentrum und Gemeinsamen 

Unterricht ein. Um dies zu gewährleisten  müssen Schritt für Schritt in Zusammenarbeit mit den 

Schulträgern die personellen und sächlichen Voraussetzungen geschaffen werden.  

 

Das zeigt, dass Inklusion nicht bedingungs- und grenzenlos funktionieren kann. Mit entsprechend 

sonderpädagogisch aus- und weitergebildeten Lehrern und genügend Personal für einen Zwei-

Lehrer-Unterricht kann sich ein Stück weit Abhilfe geschaffen werden. Dennoch werden sich auch 

dann nicht alle Schüler mit schweren Lern- und Sozialstörungen im Gemeinsamen Unterricht 

beschulen lassen. 
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Wir brauchen deutlich mehr verbindliche Kooperation zwischen den Ländern und auch bundesweite 

Einheitlichkeit in Bildungs- und Hochschulpolitik. Dazu muss der Bund wieder mehr Mitwirkungs- und 

Mitfinanzierungsrechte bekommen. Die FDP Thüringen setzt sich deshalb für eine Aufhebung des 

sogenannten Kooperationsverbots ein. Allerdings muss auch zunächst einmal ein Kompromiss 

möglich sein. Da wir eine substanzielle Beteiligung des Bundes an der Grundfinanzierung der 

Hochschulen dringend brauchen, sollte Thüringen auch eine begrenzte Lockerung  für den Bereich 

Wissenschaft und Forschung nicht blockieren. Die Kompetenz für die Bildungs- und Hochschulpolitik 

sollen aber auch zukünftig grundsätzlich bei den Ländern verbleiben. Die FDP bekennt sich klar zum 

Wettbewerbsföderalismus. 

 

 

Die FDP sieht nachwievor deutliches Sparpotenzial im Landeshaushalt.  Am Bildungsetat wollen wir 

hingegen nicht sparen, dafür müssen an anderer Stelle auch mitunter schmerzhafte Kürzungen 

vorgenommen werden. 

 

13. In den letzten Jahren ist die Grundfinanzierung der Hochschulen kontinuierlich zu 
Gunsten flexibler Finanzierungsbestandteile zurückgefahren worden. Das betrifft nicht 
nur die Forschungsförderung; sondern auch Programme wie das HSP2020 oder die 
Verteilung von Thüringer Haushaltsmitteln nach LUBOM bzw. KLUG tragen zur 
Erhöhung dieser flexiblen Anteile bei. Da die Hochschulen in der Regel nur aus der 
Grundfinanzierung unbefristet einstellen, ist der Anteil befristet Beschäftigter deutlich 
gestiegen. 
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Wie stehen Sie zur Forderung einer ausreichenden Grundausstattung durch den Freistaat 
und den Bund, die den Hochschulen eine aufgabengerechte Personalausstattung 
ermöglicht und sie von einer ungesunden Drittmittelabhängigkeit befreit? 

 
Die Hochschulen brauchen eine deutliche Steigerung der Grundmittel um eine auskömmliche 
Finanzierung zu gewährleisten. Dazu muss der Bund so schnell wie möglich in die Grundfinanzierung 
der Hochschulen einsteigen. Thüringen sollte sich aktiv im Bundesrat für eine schnelle Änderung des 
Grundgesetzes einsetzen, damit das auch möglich wird. Das Land sollte dann aber auch nicht seine 
Mittel für die Hochschulen zurückfahren. 

 

 

Die Hochschulen brauchen ein vernünftiges Maß an befristeten Stellen, um nicht zu erstarren und 

auch den nächsten Generationen des Akademischen Nachwuchses eine Chance zur Qualifizierung zu 

geben. Der Anteil der mitunter sehr kurz befristet Beschäftigten ist aber in den letzten Jahren zu 

stark gewachsen. Das liegt nicht zuletzt daran, dass die Steigerungungsraten der Grundmittel mit 

denen die Hochschulen längerfristig planen können, deutlich niedriger waren als etwa der durchaus 

zu begrüßende Zuwachs an Drittmitteleinwerbungen. Eine verlässliche Karriereplanung ist aber für 

junge Wissenschaftler, nicht zuletzt wenn sie eine Familie gründen wollen, unattraktiv – den 

Hochschulen drohen so Talente verloren zu gehen. Befristungen müssen deshalb tatsächlich sachlich 

begründet sein.  

 



7 
 

Dass es in der Lehrerausbildung besser gelingen muss, sonderpädagogische Kenntnisse und 

Fertigkeiten zu vermitteln, ist ganz sicher richtig. Gleiches gilt auch für Maßnahmen pädagogischer 

Förderung. Für ein echtes Wahlrecht der Familien zwischen Förderschule und den verschiedenen 

Formen des Gemeinsamen Unterrichts müssen auch die Lehrer im konventionellen Schulsystem 

besser auf die damit verbundenen Herausforderungen vorbereitet werden. 

Eine an Schulstufen orientierte Lehrerausbildung benötigen wir hingegen nicht, weil guter 

Fachunterricht nicht zuletzt darauf ankommt, inwieweit den unterschiedlichen Begabungen und 

Bedürfnissen der Schüler entsprochen wird. Das stellt auch unterschiedliche Anforderungen an die 

Kenntnisse und Fertigkeiten der Lehrer. Die Ausbildung zum "Einheitslehrer" ist deshalb der falsche 

Weg.  

 

 

Die FDP ist der Auffassung, dass wir zukünftig mehr akademisch ausgebildete Pädagogen in den Kitas 

benötigen, weil die Ansprüche an die Frühkindliche Bildung in den letzten Jahren – zurecht – deutlich 

gestiegen sind. Ein entsprechendes Hochschulstudium, aber auch hochwertige Weiterbildungen  sind 

dafür eine gute Voraussetzung. Dies muss sich dann auch in der Vergütung widerspiegeln. 

 

 

Die Finanzierung der Erwachsenbildung bleibt für uns in erster Linie eine Verantwortung derer, die 

davon profitieren. Das Land sollte aber die Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen wie 

beispielsweise den Weiterbildungsscheck verbessern. Die Attraktivität und die Orientierung am 

tatsächlichen Bedarf sind aber der entscheidende Maßstab, nicht der Anteil an einem Haushalt. 
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Als Richtschnur ist eine Vergütung von 30 Euro sicher nachvollziehbar, allerdings müssen die Träger 

die entsprechenden Einnahmen durch Gebühren und öffentliche  Zuwendungen auch generieren 

können. Im Falle der Volkshochschulen dafür vor allem eine auskömmliche Finanzierung der 

Kommunen eine entscheidende Voraussetzung. Es muss sich aber auch in der Gesellschaft ein 

Bewusstseinswandel einstellen, dass gute Bildung auch etwas kostet. 

 

 

Ja. Das Land kann, das aber nicht allein stemmen. Deshalb brauchen wir eine substanzielle 

Beteiligung des Bundes an der Grundfinanzierung der Hochschulen. 

 

 

Die FDP sieht in Drittmitteln und auch wettbewerblich ausgestalteten Elementen der 

Hochschulfinanzierung als positive Erscheinungen an, die den Wissenschaftsstandort besser gemacht 

haben. Richtig ist aber auch, dass sich der Anteil der Grundmittel an den Hochschulfinanzen wieder 

erhöhen muss. 
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Mit der letzten Änderung des Hochschulgesetzes sind die gesetzlichen Voraussetzungen für die 

Hochschulen geschaffen worden, vielversprechenden Nachwuchswissenschaftlern Tenure oder 

Career Tracks anbieten zu können. Die Praktikabilität der neuen Regelungen muss im Laufe der 

nächsten Jahre einer Evaluierung unterzogen werden und gegebenenfalls angepasst werden. 

Der Schlüssel für attraktivere Beschäftigungsbedingungen liegt aber für die FDP in einer 

auskömmlichen und planbaren Finanzierung der Hochschulen und anschließend in deren 

Eigenverantwortung. 

 

 

Wir werden prüfen, inwieweit sich eine hochschuladäquate Lösung für die Vertretung der 

studentischen Mitarbeiter finden lässt. Eine komplette Abschaffung des §88 ThürPersVG würde den 

besonderen Anforderungen der Hochschulen nicht gerecht. 


